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Vorwort

Die Bundesbeauftragte für Kultur und Medien plant derzeit, im Rahmen
einer umfassenderen Reform der Filmförderung auch eine Investitionsver‐
pflichtung für Anbieter audiovisueller Mediendienste auf Abruf einzufüh‐
ren. Mit einem eigenen Investitionsverpflichtungsgesetz sollen in- und
ausländische Video-on-Demand-Anbieter zu Investitionen in europäische
und vor allem in deutschsprachige audiovisuelle Werke verpflichtet werden.
Zu den betroffenen Mediendiensten zählen Streamingdienste von interna‐
tionalen Anbietern wie Netflix, Amazon Prime Video oder Disney+ eben‐
so wie Videoabrufdienste einheimischer Rundfunkveranstalter wie etwa
RTL+, joyn von ProSiebenSat.1 oder WOW von Sky Deutschland sowie die
Mediatheken der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten.

Die staatliche Investitionsverpflichtung in Programminhalte, die nach
bestimmten Quoten zu erfolgen hat, wirft eine Reihe grundlegender Fragen
auf. Verfügt der Bundesgesetzgeber für ein solches Gesetz über die erfor‐
derliche Gesetzgebungskompetenz? Ist eine Investitionsverpflichtung mit
den Grundrechten der Mediendiensteanbieter sowie der Rezipientinnen
und Rezipienten vereinbar? Und steht das Vorhaben angesichts der beab‐
sichtigten Förderung vor allem deutschsprachiger Werke mit dem europä‐
ischen Recht in Einklang? Diesen drei Fragen geht die nachfolgende Unter‐
suchung nach. Sie beruht auf einem rechtswissenschaftlichen Gutachten,
das ich der Netflix Services Germany GmbH erstattet habe.

Ich bedanke mich bei Netflix für die Möglichkeit, die verfassungs- und
europarechtlichen Überlegungen auf diese Weise auch einer breiteren Öf‐
fentlichkeit zugänglich machen zu können. Dem Nomos Verlag und insbe‐
sondere Dr. Marco Ganzhorn bin ich für die rekordverdächtig schnelle
Realisierung des Bandes dankbar.

Berlin/Rostock, im April 2024
Jörn Lüdemann
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